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(2) Weisungen sind zulässig zur Konkretisierung der im 
Arbeitsvertrag vereinbarten Bedingungen, insbesondere 
der Arbeitsaufgabe und des Verhaltens des Arbeitneh­
mers im Zusammenhang mit der Arbeit, und im Rah­
men der in Rechtsvorschriften, Tarifverträgen oder 
Betriebsvereinbarungen getroffenen Festlegungen.
(3) Der Arbeitgeber hat, soweit dies nicht offensichtlich 
ist, in geeigneter Form bekanntzugeben, wer im Betrieb 
weisungsberechtigt ist.“

45. § 83 erhält folgende Fassung: ,
.,§83

(X) Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, die Weisungen des 
Arbeitgebers und der anderen Weisungsbefugten aus­
zuführen.
(2) Der Arbeitnehmer kann die Ausführung einer Wei­
sung ablehnen, wenn sie von einem nicht dazu Befugten' 
erteilt wurde. Das gleiche gilt für Weisungen, die den in 
§ 82 Abs. 2 genannten Voraussetzungen nicht entspre­
chen. Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, Weisungen nicht 
zu befolgen, wenn deren Durchführung eine Straftat 
darstellt. Die Ablehnung der Ausführung einer Weisung 
ist dem Anweisenden oder dessen Vorgesetzten unver­
züglich mitzuteilen.“

46. § 84 erhält folgende Fassung:
„§84

Die vorübergehende Übertragung einer Tätigkeit, die 
nicht zur vereinbarten Arbeitsaufgabe gehört, oder einer 
Tätigkeit an einem anderen Arbeitsort (andere Arbeit) 
ist unter Berücksichtigung der betrieblichen und persön­
lichen Interessen sowie der Qualifikation des. Arbeitneh­
mers in den nachfolgend geregelten Ausnahmefällen 
zulässig. Für Quarantäne gelten besondere Rechtsvor­
schriften.“

47. § 85 erhält folgende,Fassung:
,,§ 85

(1) Dem Arbeitnehmer kann eine andere Arbeit im Be­
trieb oder am selben Ort in einem anderen Betriebsteil 
oder Betrieb des Arbeitgebers übertragen werden. Die 
Übertragung einer anderen Arbeit über 4 Wochen im 
Kalenderjahr hinaus ist nur mit Einverständnis des Ar­
beitnehmers zulässig.
(2) In Rechtsvorschriften öder Tarifverträgen können 
zur Übertragung einer anderen Arbeit abweichende 
Festlegungen getroffen werden.
(3) Arbeitnehmern ab 5. Jahr vor Erreichen des Renten­
alters darf eine andere Arbeit nur mit ihrem Einver­
ständnis übertragen werden.“

48. In §86 Satzl werden hinter den Worten „in einem an­
deren Betrieb“ die Worte „des Arbeitgebers“ einge­
fügt.

49. §§ 87 und 88 werden aufgehoben.
50. In § 90 Abs. 2 wird Satz 2 gestrichen.
51. §§ 91 bis 94 werden aufgehoben.
52. Als § 94 а wird eingefügt:

„ § 94 a
Abweichende Vereinbarungen

Von den Bestimmungen der §§ 89 und 90 kann durch 
Tarifvertrag abgewichen werden. Im Geltungsbereich 
eines solchen Tarifvertrages kann zwischen nichttarif­
gebundenen Arbeitgebern und Arbeitnehmern die An­
wendung der abweichenden tarifvertraglichen Bestim­
mungen vereinbart werden.“

53. Die Überschrift de§ 5. Kapitels erhält folgende Fassung:
„ Arbeitsentgelt“.

54. Die Überschrift vör § 95 wird gestrichen, und § 95 erhält • 
folgende Fassung:

„§ 95
Anspruch auf Arbeitsentgelt

Der Arbeitnehmer hat Anspruch auf das .vereinbarte 
Arbeitsentgelt.“

55. §§ 96 bis 112 werden aufgehoben.

56. Die Überschrift vor § 113 erhält folgende Fassung:
„Ansprüche bei Arbeitsausfall“.

57. § 114 erhält folgende Fassung:

„§114
Ist der Arbeitnehmer infolge Betriebsstörungen oder 
Warte- und Stillstandszeiten daran gehindert, seine 
Arbeitsaufgabe zu erfüllen und wird ihm keine andere 
Arbeit übertragen, hat er Anspruch auf einen Ausgleich 
in Höhe des Durchschnittslohnes.“

58. § 115 Satz 2 erhält folgende Fassung:
„Der Arbeitgeber kann verlangen, daß die ausgefallene 
Arbeitszeit nachgearbeitet wird, wenn es für den Arbeit­
nehmer zumutbar ist.“

59. Als §§ 115 а bis 115 g werden eingefügt:

„Fortzahlung des Arbeitsentgelts im Krankheitsfalle 
' §115 a

(1) Wird ein Arbeitnehmer durch Arbeitsunfähigkeit in­
folge Krankheit, Arbeitsunfall oder Berufskrankheit 
(Krankheit) an seiner Arbeitsleistung verhindert, ohne 
daß ihn ein Verschulden trifft, verliert er dadurch nicht 
den Anspruch auf Arbeitsentgelt für die Zeit der 
Arbeitsunfähigkeit bis zur Dauer von sechs Wochen. 
Wird der Arbeitnehmer innerhalb von zwölf Monaten 
infolge derselben Krankheit wiederholt arbeitsunfähig, 
verliert er den Anspruch auf Arbeitsentgelt nur für die 
Dauer von insgesamt sechs Wochen nicht; war der 
Arbeitnehmer vor der erneuten Arbeitsunfähigkeit 
jedoch mindestens sechs Monate nicht infolge derselben 
Krankheit arbeitsunfähig, verliert er wegen der erneuten 
Arbeitsunfähigkeit den Anspruch nach Satz 1 für einen 
weiteren Zeitraum von höchstens sechs Wochen nicht.

(2) Einer Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit steht 
gleich eine von der Sozialversicherung bewilligte 
prophylaktische Kur, eine Heil- oder Genesungskur 
sowie eine sich daran anschließende ärztlich verordnete 
Schonungszeit, sofern während dieser Zeit Arbeits­
unfähigkeit besteht.
(3) Ein Anspruch auf Arbeitsentgeltfortzahlung bei 
Krankheit besteht nicht, wenn
a) der Arbeitsvertrag befristet ist und die Dauer der 

Befristung vier Wochen nicht überschreitet,
b) für denselben Zeitraum Anspruch auf Schwanger­

schafts- und Wochengeld besteht.
(4) Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, dem Arbeitgeber 
die Arbeitsunfähigkeit und deren voraussichtliche Dauer 
unverzüglich anzuzeigen und vor Ablauf des dritten 
Kalendertages nach Beginn der Arbeitsunfähigkeit eine 
ärztliche Bescheinigung über die Arbeitsunfähigkeit 
sowie deren voraussichtliche Dauer nachzureichen. 
Dauert die Arbeitsunfähigkeit länger als in der Beschei­
nigung angegeben, ist der Arbeitnehmer verpflichtet, 
eine neue ärztliche Bescheinigung vorzulegen. Die 
Bescheinigungen müssen einen Vermerk des behandeln­
den Arztes darüber enthalten, daß der Sozialversiche­
rung unverzüglich eine Bescheinigung über die Arbeits­
unfähigkeit mit Angaben über den Befund und die vor­
aussichtliche Dauer der Arbeitsunfähigkeit übersandt 
wird.
(5) Hält sich der Arbeitnehmer bei Beginn der Arbeits­
unfähigkeit außerhalb des Geltungsbereiches dieses 
Gesetzes' auf, ist er verpflichtet, auch der Sozialversiche­
rung, bei der er versichert ist, die Arbeitsunfähigkeit und 
deren voraussichtliche Dauer unverzüglich anzuzeigen. 
Dauert die Arbeitsunfähigkeit länger als angezeigt, ist 
der Arbeitnehmer verpflichtet, der Sozialversicherung 
die voraussichtliche Fortdauer der Arbeitsunfähigkeit 
mitzuteilen. Abs. 4 Satz 3 ist nicht anzuwenden. Kehrt 
ein arbeitsunfähig erkrankter Arbeitnehmer in den 
Geltungsbereich dieses Gesetzes zurück, ist er ver-


